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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Empfehlung des Rates über die Anwendung des Grundsatzes 
der 40-Stunden-Woche und des vierwöchigen bezahlten Jahresurlaubs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere auf Artikel 
145, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses — 


EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN: 

im Wege der einzelstaatlichen Gesetzgebung oder, 
falls erforderlich, der zum Abschluß von Kollektiv- 
verträgen führenden engen Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern geeignete Schritte zu unternehmen, 
um zu gewährleisten, daß: 

— der Grundsatz, demzufolge die normale Arbeits- 
woche (d. h. bevor die Überstundensätze an- 
wendbar werden) 40 Stunden nicht übersteigen 
darf, in allen Wirtschaftsbereichen und in der 
gesamten Gemeinschaft bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1975 angewandt wird; 

— die Arbeitszeit grundsätzlich über fünf Arbeits- 
tage erteilt wird, wobei solchen Bereichen und 
Zweigen der Wirtschaft Zugeständnisse gemacht 


werden, in denen sich dies als undurchführbar er- 
weist (beispielsweise der Einzelhandel, die Land- 
wirtschaft usw.) ; 

— die Anwendung des Grundsatzes der 40-Stunden- 
Woche zu keiner Verminderung der Arbeitsver- 
dienste der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft 
führt; 

— für bezahlten Jahresurlaub die Mindestnorm von 
vier Kalenderwochen in allen Wirtschaftsberei- 
chen und in der gesamten Gemeinschaft bis spä- 
testens 31. Dezember 1976 eingeführt wird; 

— nötigenfalls die Vorschriften über die Urlaubsbe- 
zahlung geändert werden, um dem Grundsatz des 
vierwöchigen bezahlten Jahresurlaubs Rechnung 
zu tragen, und daß die Anwendung dieses Grund- 
satzes keine nachteiligen Folgen für Arbeitneh- 
mer hinsichtlich der Urlaubsbezahlung hat; 

— der Grundsatz der 40-Stunden-Woche und des 
vierwöchigen bezahlten Jahresurlaubs bis zum 
Ablauf der vorgenannten Fristen auf alle Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes angewandt 
wird; 

— die Kommission über die Anwendung dieser 
Empfehlung laufend unterrichtet wird und zu 
diesem Zweck der Kommission Berichte über die 
Maßnahmen vorgelegt werden, mit denen die 
Bestimmungen dieser Empfehlung bei Ablauf der 
vorgenannten Fristen vollständig durchgeführt 
werden. 
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Begründung 


Die gesetzliche Situation in bezug auf die Regelung 
der Arbeitszeit und des bezahlten Jahresurlaubs in 
der Gemeinschaft bietet ein vielfältiges Bild mit 
erheblichen Unterschieden zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Die gesetzliche Arbeitszeit bewegt 
sich von 40 bis 48 Stunden in der Woche, und der 
bezahlte Jahresurlaub beträgt 12 bis 24 Arbeitstage 
pro Jahr. In einigen Mitgliedstaaten ist die Arbeits- 
zeit und der bezahlte Jahresurlaub gesetzlich über- 
haupt nicht, sondern nur durch frei ausgehandelte 
Tarifverträge geregelt, und in solchen Ländern, in 
denen sich die Gesetzgebung auch auf diese Bereiche 
erstreckt, sehen die Tarifverträge gewöhnlich groß- 
zügigere Bedingungen vor. Jedoch in der erweiter- 
ten Gemeinschaft beträgt auch die durch Tarifver- 
träge geregelte Arbeitszeit 40 bis 44 Stunden und 
der bezahlte Urlaub zwischen 12 und 24 Tage. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat dieses 
Problem im Rahmen des Artikels 117 des EWG- 
Vertrages behandelt, welchem Artikel zufolge die 
Mitgliedstaaten sich über die Notwendigkeit einig 
sind, auf eine Verbesserung der Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken 
und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre 
Angleichung zu ermöglichen. 

Die Einführung von Mindestnormen in der gesam- 
ten Gemeinschaft für Arbeitszeit und bezahlten Jah- 
resurlaub würde einen wichtigen Schritt auf dem 
Wege zu einer wirklichen Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen und einem höheren Lebensstandard 
bedeuten. In dieser Richtung wurden bereits große 
Fortschritte erziehlt, doch ist der Rat in Anbetracht 
der Unterschiede, die zwischen Wirtschaftsberei- 
chen und Ländern noch überwiegen, der Auffassung, 
daß der Zeitpunkt nunmehr gekommen ist, den 
Grundsatz der 40-Stunden-Woche und des vierwö- 
chigen Jahresurlaubs in allen Wirtschaftsbereichen 
und in der gesamten Gemeinschaft einzuführen. 

Der Rat hat deshalb dieses Ziel in das Programm für 
eine Sozialaktion der Gemeinschaft eingefügt, mit 
gemäß Artikel 1,5 als sofortiges Ziel die völlige An- 
wendung des Grundsatzes der 40-Stunden-Woche 
ab jetzt bis 1974 und des Grundsatzes des vierwöchi- 
gen Jahresurlaubs ab jetzt bis 1976. 


Die Erreichung dieses Zieles würde einen endgülti- 
gen Fortschritt auf das hin bedeuten, was die Staats- 
und Regierungschefs eine Verbesserung der Lebens- 
qualität nannten. Diese Verbesserung soll sich aus 
wirtschaftlicher Ausweitung ergeben, deren festes 
Ziel darin bestehen sollte, die Unterschiede in den 
Lebensbedingungen zu verringern. Die Anwendung 
von Mindestnormen wie die 40-Stunden-Woche und 
der vierwöchige bezahlte Jahresurlaub würden ein 
wichtiges Instrument zum Abbau dieser Unterschie- 
de sein und auf diese Weise dazu beitragen, die 
weitgespannten Ziele zu erreichen, die die Mitglied- 
staaten sich auf der Pariser Gipfelkonferenz von 
Oktober 1972 setzten. 

Die derzeitigen Unterschiede in bezug auf Arbeits- 
zeit und bezahlten Jahresurlaub stellten auch eine 
Barriere gegen die Vollendung eines europäischen 
Beschäftigungsmarktes dar. Wenn die tatsächliche 
Mobilität des Arbeitsmarktes erreicht werden soll, 
um den wirkungsvollsten Gebrauch von den verfüg- 
baren Arbeitskräften zu machen, dann sollten die 
Arbeitnehmer in der gesamten Gemeinschaft mit 
Recht Mindestnormen in bezug auf Arbeitszeit und 
Urlaub erwarten dürfen. Zur Zeit bedeutet die Tat- 
sache, daß unterschiedliche Normen bestehen, un- 
umgänglich eine gewisse Verzerrung des Beschäf- 
tigungsmarktes, die zu einem Ungleichgewicht in 
den Wettbewerbsbedingungen führt. Als Beitrag 
zur Behebung der derzeitigen verzerrten Situation 
auf dem Arbeitsmarkt und des sich daraus ergeben- 
den Einflusses auf den Wettbewerb zwischen Mit- 
gliedstaaten sollte deshalb der Grundsatz der 40- 
Stunden-Woche und des vierwöchigen bezahlten 
Jahresurlaubs im Hinblick auf die in diesem Bereich 
bereits erzielten koordinierenden und vereinheit- 
lichenden Wirkungen eingeführt werden. 

Durch Vorlage dieser Empfehlung ist sich der Rat in 
besonderer Weise der Verantwortlichkeiten bewußt, 
die die Kommission gemäß Artikel 118 des EWG- 
Vertrags obliegen, wonach ihre ausdrückliche Auf- 
gabe darin besteht, eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu fördern, insbesondere 
auf dem Gebiet der Beschäftigung, des Arbeitsrechts 
und der Arbeitsbedingungen. Doch sind in Anbe- 
tracht die bereits gemachten Bemerkungen, mit denen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ja 5/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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auf den Mangel an gesetzlichen Zuständigkeiten 
einiger Mitgliedstaaten in diesem Bereich hingewie- 
sen wird, auch Maßnahmen in bezug auf Kollektiv- 
vereinbarungen bzw. Tarifverträge zu treffen. Der 
Rat will infolgedessen in voller Wahrung der Auto- 
nomie und Unabhängigkeit der beiden Partner (Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer) der Industrie eine Poli- 
tik verfolgen, die auf die Förderung einer engen 
Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern in diesen Fragen abzielt. Wo die Anwen- 
dung des Grundsatzes der 40-Stunden-Woche und 
des vierwöchigen bezahlten Jahresurlaubs teilweise 
oder völlig von Verhandlungen und Tarifverträgen 
zwischen der Arbeitnehmerseite und der Arbeitge- 
berschaft abhängt, müssen geeignete Vorkehrungen 
getroffen werden, um die erforderliche enge Zusam- 
menarbeit herbeizuführen. 


Außerdem wirkt sich die allgemeine Anwendung 
des Grundsatzes der 40-Stunden-Woche und des vier- 
wöchigen Jahresurlaub unmittelbar auf die Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten aus. Der Rat möch- 
te deshalb die Bedeutung hervorheben, die er dieser 
Empfehlung beimißt, und zwar in Anbetracht dessen, 
daß er für die Abstimmung dieser Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten nach Artikel 145 des EWG-Ver- 
trages zu sorgen hat. Eine Annäherung der einzel- 
staatlichen gesetzlichen Bestimmungen über die 40- 
Stunden-Woche und den vierwöchigen Jahresurlaub 
würde einen langen Weg gehen, bis die allgemeine 
Anwendung in der gesamten Gemeinschaft erreicht 
ist. Der Rat fordert deshalb die Mitgliedstaaten auf, 
eine Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Situation 
zu machen und die berechtigten Ansprüche von Ar- 
beitnehmern in der Gemeinschaft zu fördern. 



